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Einleitung. 

Im abjoluten Staat geht alle ſtaatliche Verwaltung von 
einer Zentralſtelle aus, nämlich der Perſon des Monarchen. 
Der moderne Staat fordert für ſich dagegen nur das, was un- 
bedingt einer einheitlichen Regelung bedarf, alles andere über- 
läßt er organiſierten kleineren Verbänden, den Selbjtver- 
waltungskörpern. | 

Es wird damit einem 8 Bedürfnis Rechnung ge— 
tragen. Dadurch, daß die Selbſtverwaltung in örtlich begrenz— 
ter Weiſe alle Intereſſen des Staates in ihren Bereich zieht, 
entſteht eine Dezentraliſation der ſtaatlichen Verwaltung. Dieſe 


5 muß aber in unſerem heutigen hochentwickelten Staatsweſen 


bei der Vielverzweigtheit der ſtaatlichen Verwaltungstätigkeit 
deswegen erſtrebt werden, weil dadurch die Aufgaben, welche aus 
lokalen Intereſſen und Bedürfniſſen entſpringen, mit größerer 
Gründlichkeit gelöſt werden können. 

Zweitens wird mit der Übertragung der Selbſtverwaltung 
ein berechtigter Wunſch der Bevölkerung erfüllt, der dahin geht, 
bei der Verwaltung ihrer ſogenannten „eignen“ Angelegenheiten 
zu möglichſt weitgehender Mitwirkung, ja zur Selbſtbeſtimmung 
herangezogen zu werden. 

Mit der allmählichen wirtſchaftlichen und ſtaatlichen Ent⸗ 
wicklung der deutſchen Kolonien kam die Frage auf, ob es ſich 
empfehle, dieſe Prinzipien auch auf ſie in Anwendung zu brin⸗ 
gen. Von den Bewohnern der weißen Raſſe wurde die Selbſt⸗ 
verwaltung mit größtem Nachdruck gefordert. Die deutſchen 
Kolonien wurden bisher allein von den heimiſchen Zentral- 
inſtanzen regiert, was bei dem bisherigen einfachen Wirtſchafts— 
leben möglich, aber auch bei den unfundierten Verhältniſſen aus 
erzieheriſchen Gründen notwendig war. Daß dieſe Ver⸗ 
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waltungsform bei vorgeſchrittener Entwicklung zu großen 
Schwierigkeiten führen mußte, iſt leicht erklärlich, iſt ſogar bei 
der komplizierten Verwaltungstätigkeit einer wirtſchaftlich hoch 
ſtehenden Kolonie geradezu unvermeidlich. Eine Dezentraliſa⸗ 
tion der Verwaltung iſt bei der Kolonialverwaltung aber von 
noch viel größerer Bedeutung, als bei der heimiſchen Verwaltung. 
Eine hochentwickelte Kolonie läßt ſich nicht bis in alle Einzel— 
heiten hin allein durch heimiſche Zentralinſtanzen regieren. 
Die weite Entfernung derſelben vom Heimatland, wie die be— 
ſondere rechtliche und praktiſche Behandlung ihrer eigentümlichen 
Verhältniſſe erheiſcht eine Verwaltung nach beſonderen Grund⸗ 
ſätzen durch in der Kolonie ſelbſt wurzelnde Organe, die von 
den Weiſungen der Zentralinſtanzen unabhängig ſind, alſo 
autonome Befugniſſe haben. 


So hält auch Dernburg die allmähliche Einführung 
der Selbſtverwaltung in den deutſchen Kolonien für eine un⸗ 
bedingte Notwendigkeit, „ohne welche“, wie er ſagt, „eine wirk⸗ 
liche Entwicklung unſerer Kolonien nicht zuſtande kommen 
kann, weil einerſeits das Intereſſe der Koloniſten an dem eignen 
Lande fehlt und andererſeits eine Verwaltung von ſo langer 
Hand, wie von Berlin nach dem Innern von Afrika, unmög⸗ 
lich in jedem Falle das Zweckmäßige treffen kann, ſelbſt wenn 
te noch jo gut informiert bleibt“ ). 

Weiter ſagt Dernburg auch: „Wenn wir die Leute in 
den Kolonien nicht ſelbſt verantwortlich machen, ſo lange ſie kein 
eignes Intereſſe an ihrer Sache haben, ſo lange ſie nicht an 
dem Ausbau ihres eignen Landes ein Vergnügen finden, an 
dem Ausbau adminiſtrativer Veranſtaltungen, werden wir 
ſolche Leute nicht hinausbekommen, wie ſie draußen notwendig 
ſind. Das iſt die notwendige Erweckung des Gemeinſinns auch 
da draußen“ 2). | | 


1) Dernburg, Koloniale Finanzprobleme, ©. 16. 
2) Dern burg, Programmrede im Deutſchen Reichstage am 
28. November 1906. N 
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Es iſt deswegen ſowohl vom Standpunkte der Intereſſen 

des Mutterlandes, wie der der Kolonien von dringender Not⸗ 
wendigkeit, die obige Frage zugunſten der Einführung der 
Selbſtverwaltung zu entſcheiden. 


Teil 


Der Begriff der Selbſtverwaltung 
im allgemeinen. 


Der Begriff der Selbſtverwaltung iſt ein ſehr umſtrittener 
und man wird kaum zwei völlig einander deckende Anſichten 
über ihn finden. Die Verſchiedenheit der Meinungen erklärt. 
ſich daraus, daß die Grundlagen, auf denen die Schriftſteller 
ihre Theorien aufbauen, ganz verſchiedene ſind. Es iſt an dieſer 
Stelle unmöglich, zu dem ganzen Meinungsſtreit Stellung zu 
nehmen. Bei einem Überblick über die Lehrmeinungen erkennt 
man, daß es überhaupt zwei Begriffe der Selbſtverwaltung gibt, 
einen politiſchen und einen juriſtiſchen. 

In früheren Zeiten wurde nur der politiſche Begriff aus 
politiſchen Elementen konſtruiert. 

Nachdem die Wiſſenſchaft erſt lange auf Irrwegen gewan— 
delt war, indem ſie bei der Begriffsbeſtimmung der Selbſtver— 
waltung ſich entweder nur von politiſchen Momenten leiten ließ 
oder politiſche und juriſtiſche Elemente miteinander verquickte, 
brach ſich endlich eine Anſicht Bahn, die mit Recht jetzt zur 
herrſchenden geworden tft, die Anſicht La bands. Er hat aus⸗ 
gehend von dem Grundſatz, daß die Selbſtverwaltung einen 
Zwiſchenbau nicht zwiſchen Staat und Geſellſchaft, ſondern 
einen ſolchen zwiſchen Staat und Untertan bilde, das Verhält— 
nis der beiden auf eine ordnungsmäßige, juriſtiſche Baſis ge— 
ſtellt und für die ſtaatsrechtliche Betrachtung der Organiſation 
des Staates einen wirklich brauchbaren Wegweiſer geliefert. 
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Wir finden ſeine Anſicht in der Literatur hauptſächlich noch 
von Schön?) vertreten, auch Roſi n) hat fie ſich zum großen 
Teil zu eigen gemacht. In den folgenden Ausführungen wird 
ſie zur Unterlage gemacht werden. — 

Gehen wir von dem Wortſinne aus, ſo kommen wir mit 
Laband zu dem Schluß, daß der Begriff der Selbſtver— 
waltung im Gegenſatz zum „Verwaltetwerden“ ſteht. Wenn 
man aber, bemerkt Laband m. E,. ſehr richtig, von einem 
Körper ausſage, daß er ſich ſelbſt verwalte, ſo muß eine höhere 
Macht beſtehen, von der er verwaltet werden kann, die ſich zu 
ſeinen Gunſten beſchränkt und ein Stück der ihr ſelbſt zuſtehen⸗ 
den Verwaltung an ihn abgibt. Es muß alſo ein Verhältnis 
der Über- und Unterordnung zwiſchen beiden beſtehen. Ein 
Verhältnis des Übergeordneten zu einer noch über ihm ſtehen⸗ 
den Macht kommt nicht in Frage, man kann ſtatt dieſer die 
höchſte Macht, den Staat, ſetzen, auf den das Wort Selbſtver⸗ 
waltung deswegen unanwendbar iſt. 

Die Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte liegt zunächſt pri— 
mär dem Staat ob, die dieſer unmittelbar durch ſeinen ihm zur 
Verfügung ſtehenden Regierungsapparat, der abhängig von 
ſeinen Weiſungen iſt, vornehmen laſſen kann. Er kann aber ihre 
Ausübung auch untergeordneten politiſchen Körpern zu ſelb⸗ 
ſtändiger Verwaltung überlaſſen und ſich darauf bejchränfen, 
eine derartige Durchführung zu beaufſichtigen und Geſetze dar⸗ 
über zu erlaſſen. In allen dieſen Fällen findet der e der 
Selbſtverwaltung Anwendung. 

Doch gilt der mit dieſen Rechten betraute Körper — der 
Selbſtverwaltungskörper — damit nicht als bloß verwalteter 
Staatsteil, ſondern er iſt ſelbſt als Perſönlichkeit geſetzlich an⸗ 
erkannt, die neben der Pflicht auch ein Recht auf die ſelbſtändige 
Ausübung der ihr überlaſſenen Verwaltungsſphäre hat und 


3) Paul Schön, Recht der Kommunalverbände in Preußen bei 
Rönne, S. I ff. 

4) Roſin, Staat, Souveränität uſw. in den Annalen des Deut⸗ 
ſchen Reichs, S. 305 ff. 
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ihre öffentliche Verwaltung in eignem Namen führt. Der 


= Selbſtverwaltungskörper beſteht nicht nur für den Staat, er 


beſteht auch für ſich ſelbſt. Es beſteht im heutigen Rechtsſtaat 
nicht mehr die vollkommene Monopoliſierung jedes Gemein⸗ 
zweckes, wie früher im abſoluten Staat. Das wäre auch heute 
bei der Vielverzweigtheit der ſtaatlichen Tätigkeit nicht mehr 
möglich. Der moderne Staat hat vielmehr anerkannt, daß zwiſchen 
ihm und den ihm untergeordneten Individuen Körper beſtehen 
können, die ihren Lebensinhalt nicht ſchlechthin vom Staate ab— 
leiten. Man wird alſo dem Selbſtverwaltungskörper eine vom 
Staate relativ unabhängige, wenn auch durch das ſtaatliche 
Recht normierte, Lebensführung zuerkennen müſſen. Er unter⸗ 
liegt alſo nicht einer willkürlichen Beeinfluſſung durch den 
Staat, er ſteht vielmehr der Regierung als Rechtsſubjekt gegen— 
über, und zwar als Subjekt des Rechtes, ſelbſttätig als Organ 
der vollziehenden Gewalt in Tätigkeit zu treten, innerhalb ſeiner 
Kompetenz Beſchlüſſe anſtatt der Staatsgewalt zu faſſen. Es 
iſt ihm damit, wie Nojin?’) jagt, die Fähigkeit der „Selbſt— 
regulation“ verliehen, „d. h. der eignen Anpaſſung an die für 
ihn hervortretenden beſonderen Lebensbedingungen ohne die 
Notwendigkeit eines vom Zentrum ausgehenden Impulſes“. 

Dieſes ſubjektive Recht vermag allein einen begrifflichen 
Anterſchied gegenüber den Organen des Regierungsapparates 
des Staates zu begründen. Damit iſt dem Selbftperwaltungs- 
körper die Möglichkeit des Schutzes ſeiner Selbſtändigkeit ge— 
geben. Denn ſobald die Regierung durch eine Maßregel mit 
einem zu ſeinem Schutze beſtehenden Geſetze in Widerſpruch 
tritt, erſcheint ſein Recht verletzt, und es ſteht ihm dann die 
Klage bei den Verwaltungsgerichten zu. 

Die Subjekte der Selbſtverwaltung können im übrigen 
ſowohl Einzelperſonen, wie korporativ organiſierte Verbände 
ſein. Für den Begriff der Selbſtverwaltung iſt es nur von 
Weſentlichkeit, daß der Staat ſeine Geſchäfte untergeordneten 


ofin a a. O., S. 310. 
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Perſönlichkeiten zu relativ ſelbſtändiger Ausübung überläßt; auf 
die Organiſation dieſer kommt es weiter gar nicht an. Alle 
weiter aufgeſtellten Erforderniſſe, wie z. B. die Verwaltung 
durch Ehrenbeamte oder durch aus Wahlen eines Gemeinweſens 
hervorgegangene Organe ziehen nur ein politiſches Moment 
hinein, das für die juriſtiſche Begriffsbeſtimmung unerheblich 
iſt. — Im Mittelalter finden wir größtenteils die Verleihung 
der Selbſtverwaltung nach lehnsrechtlichen Grundſätzen an 
Einzelperſonen. Die Immunitätsherren des Mittelalters, wie 
auch ſpäter die Standesherren (dieſe wenigſtens bei der Aus⸗ 
übung der Patrimonialgerichtsbarkeit und der Ortspolizei) 
übten ebenſo Selbſtverwaltung aus, wie heute die Gemeinden. 
Dieſe monarchiſche Form der Selbſtverwaltung entſpricht aber 
nicht mehr den Grundſätzen des modernen Staatsrechtes“). Mit 
dem Untergang des Feudalſtaates iſt auch der patrimoniale 
Charakter der Selbſtverwaltung geſchwunden und heute herrſcht 
das Prinzip der korporativen Selbſtverwaltung in der Form 
der juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechtes. 

Betrachten wir dies an einem Beiſpiel: Nachdem in 
Preußen die Stände ihre politiſchen Rechte eingebüßt hatten 
und der Polizeiſtaat alle ſtaatliche Macht konſumiert hatte, 
blieben ihre Bezirke zwar beſtehen, waren aber, da im Polizei⸗ 
ſtaat alle Macht von der Zentralſtelle ausging, faſt zu bloßen 
Verwaltungsbezirken herabgeſunken. Die Gemeinweſen der 
Städte und der Landgemeinden, die ſich bisher weitgehendſter 
Freiheit erfreut hatten, waren allerdings weiter beſtehen ge— 
blieben, wie ſie auch bereits das Allgemeine Landrecht) kannte, 
ihre Selbſtändigkeit war aber vernichtet, ihr Wirkungskreis ſehr 
eingeengt und ihre Tätigkeit unter ſtrengſte Staatsaufſicht ge⸗ 
tell 

Erſt im Anfang des vorigen Jahrhunderts trat ein Rück⸗ 
ſchlag gegen die zentraliſierenden Beſtrebungen des Polizeiſtaates 


6) La band a a. , S l; 
7) ALR. II 7 Abſchn. 2; ALR. II 8 Abſchn. 2. 
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ein, erkannte man die Vorteile einer dezentraliſierten Verwaltung 
an und wollte nun wieder die Untertanen zur Mitwirkung bei 
der Verwaltung ſtaatlicher Angelegenheiten heranziehen. Man 
benutzte in Preußen zu dieſem Zwecke die alten vorgefundenen 

Gemeinweſen und bildete auch neue, wie z. B. auf Grund des 

Gendarmerieedikts von 18128), welches beſtimmt hatte, daß ſich 

die Kreiſe als kommunale Verbände zu organiſieren hätten, auch 

dieſe Kreiſe durch die 1825— 28 erlaſſenen Kreisordnungen tat— 
ſächlich als Selbſtverwaltungskörper gebildet wurden. 
Standen nun den alten Gemeinweſen ſchon vorher (d. h. 
nach der Entkleidung von ihren Rechten durch den Polizeiſtaat) 
Privilegien zu, die ſie vor anderen Korporationen auszeichneten 
und in eine nähere Beziehung zum Staate brachten, wodurch ſie 
zu Korporationen des öffentlichen Rechtes qualifiziert wurden!), 
ſo erfolgte die Bildung echter Selbſtverwaltungskörper doch erit 

durch die Heranziehung der fraglichen Verbände zur ſelbſtändigen 
Erledigung von Staatsgeſchäften, was ſeit Anfang des vorigen 

Jahrhunderts durch die Gemeinde-, Kreis- und Provinzialord— 

nungen geſchah. — 

c Die Körper der Selbſtverwaltung hatten ſich ſo im Laufe 
der Zeit aus den alten feudalen Gebilden in korporativ organi— 
ſierte, öffentlich-rechtliche Gemeinweſen umgebildet. Dieſe Form 

entſpricht den Ideen unſeres modernen Staatsrechtes weit mehr, 
als jene alte, da bei der korporativen Organiſation jeder einzelne 
Untertan am beſten zur Mitwirkung herangezogen wird. Zu— 
gleich iſt damit aber auch der Bevölkerung ein gerechtfertigter 

Wunſch erfüllt, der auf ein Mitbeſtimmungsrecht bei der Ver⸗ 
waltung der ſie zunächſt betreffenden Angelegenheiten geht, ein 

Recht, das bei der korporativen Verfaſſung in dem Mitglied— 

ſchaftsrecht des Einzelnen, auf die Bildung der Organe hinzu— 

wirken, wurzelt. Dieſe Idee wird ſich allerdings nur in den 
Staaten reſp. Staatsteilen verwirklichen laſſen, in denen die Be— 

8) Pr. Geſetzesſammlung, S. 141. 

9) Hubrich, Entſtehung öff. rechtl. Korporationen i. Kohlers 

Archiv für bürgerl. Recht, Band 33, S. 23 ff. 
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völkerung die für die Heranziehung zu Staatsgeſchäften erforder- 
liche Fähigkeit und den dazu notwendigen Gemeinſinn beſitzt. 
Hier iſt der Punkt, wo die wichtigſte Frage der Organiſation der 
Selbſtverwaltung in unmittelbarem Zuſammenhang ſteht mit 
der Geſtaltung des Verhältniſſes zwiſchen über- und untergeord⸗ 
neter Körperſchaft. Eine beſchlußfaſſende Vertretung der Be— 
völkerung des Selbſtverwaltungskörpers iſt alſo heute das wich⸗ 
tigſte Kennzeichen für das Zugeſtändnis der Selbſtverwaltung, 

So falſch es nun iſt, die Umwandlung zur korporativen Ge: 
ſtalt als die Einführung der Selbſtverwaltung ſelbſt zu bezeich⸗ 
nen, indem man dabei nur eine Form derſelben, nicht aber den 
Begriff ſelbſt ins Auge faßt“), jo denkt man doch vielfach, wie 
Roſin it) jagt, mit dem Wort „Selbſtverwaltung“ an eine 
beſtimmte Organiſation der Verwaltung, und zwar an eine ſolche, 
bei welcher dem Volke eine verfaſſungsmäßige Mitwirkung bei 
der Verwaltung zukommt. Von dieſem Gedanken ausgehend, 
gelangt man, ſagt Roſin weiter, zu einem zweiten nichtjuriſti⸗ 
ſchen Begriff, zu einem politiſchen Begriff der Selbſtverwaltung. 
Realiſiert wird die politiſche Idee der Selbſtverwaltung in der 
Tat dadurch, daß innerhalb des Gemeinweſens entweder aus⸗ 
ſchließlich oder neben dem herrſchaftlichen Element das genoſſen⸗ 
ſchaftliche Element in der Bildung der Verwaltungsbehörden zur 
Geltung kommt. Am intenſivſten tritt das genoſſenſchaftliche 
Element bei der Berufung zum Amte durch Wahl zu Tage. Da⸗ 
bei kann aber das herrſchaftliche mitkonkurrieren, z. B. in der 
Form der Beſtätigung. Da nun auch Roſin annimmt, daß für 
den juriſtiſchen Begriff der Selbſtverwaltung eine beſtimmte Art 
der Organiſation unweſentlich ſei, ſo kommt er zu dem Schluß, 
daß alſo in dem Begriffe der Selbſtverwaltung ſich zwei Ge⸗ 
dankenrichtungen begegnen, die begrifflich miteinander nichts zu 
tun haben, während ſie tatſächlich allerdings nach der modernen 
Geſtaltung unſerer ſtaatlichen Einrichtungen in engſter Verbin⸗ 
dung miteinander ſtehen. 


10) Laband a. a. O., S. 100. 
11) Roſin a. a. O., S. 326. 
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Für den juriſtiſchen Begriff kann aber nur von Weſentlichkeit 
tein, daß der Staat untergeordneten Körpern, ganz gleich wie fie 
auch immer organiſiert ſein mögen, an ſich ſtaatliche Geſchäfte 
zur ſelbſtändigen Ausübung überläßt. — | 


Teil II. 
Die Selbſtverwaltung 
in den deutſchen Kolonien. 

I. Der Begriff der Selbſtverwaltung im Kolonialrecht. 

Hatten wir nun im modernen Staatsweſen die entſchiedene 
Tendenz zur Dezentraliſation der Verwaltung durch die Selbſt— 
verwaltung feſtgeſtellt, hatte der Staat für ſich nur diejenigen 
Zweige der Verwaltung zurückbehalten, welche zum Zwecke der 
Einheitlichkeit der Betätigung eines von der Zentralgewalt des 
Staates ausgehenden Willens erheiſchten, während er alles übrige 
den Selbſtverwaltungskörpern überließ, jo macht fi dieſe Ten⸗ 
denz in den modernen Kolonialreichen bezüglich der Verwaltung 
ihrer Kolonien mit noch viel größerer Entſchiedenheit geltend, 
worauf wir ſchon in der Einleitung hinwieſen. Ja, wir können 
dieſe Tendenz nicht bloß bei der Ausübung der Verwaltung in 
den unteren Inſtanzen der Lokalverwaltung konſtatieren, wir 
können auch bei den Kolonien, die einen gewiſſen Grad wirt- 
ſchaftlicher und kultureller Entwicklung erreicht haben, die Nei- 
gung verſpüren, dieſe, als Lebensgemeinſchaften im ganzen be- 
trachtet, mit Selbſtverwaltungsbefugniſſen gegenüber dem 
Mutterland auszuſtatten. 

Im Kolonialrecht liegt alſo Selbſtverwaltung in allen den 
Fällen vor, in denen untergeordnete, und zwar dem kolonialen 


= Landesverband untergeordnete, Verwaltungsdiſtrikte mit relativ 


ſelbſtändiger Ausübung von Staatsgeſchäften betraut ſind. Fer⸗ 
ner fällt aber auch jene weitere Form unter den Begriff der 
Selbſtverwaltung, nämlich die ſelbſtändige Verwaltung des kolo⸗ 
nialen Landesverbandes gegenüber dem Mutterland, d. h. das 
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Recht des kolonialen Landesverbandes, ſeine Angelegenheiten 
durch eigne im Lande ſelbſt wurzelnde Organe ſelbſtändig zu ver— 
walten. Rad lauer nennt dieſe letztere Form der Selbſtver⸗ 
waltung „koloniale Selbſtverwaltung“, während er die Selbſt⸗ 
verwaltung der dem kolonialen Landesverband untergeordneten 
Kommunalverbände mit „kommunaler Selbſtverwaltung der 
Schutzgebiete“ bezeichnet: Benennungen, die wir auch für dieſe 
Arbeit der Kürze halber akzeptieren wollen, ohne indeſſen einen 
begrifflichen Unterſchied zwiſchen „kolonialer Selbſtverwaltung“ 
und „kommunaler Selbſtverwaltung der Schutzgebiete“ aner⸗ 
kennen zu können. Radlauer macht einen ſolchen, da er 
„koloniale Selbſtverwaltung“ nicht für „Selbſtverwaltung“ im 
Sinne des oben entwickelten Begriffes hält, während er die kom⸗ 
munale Selbſtverwaltung dieſem unterordnet. Will man aller⸗ 
dings die weitgehende Autonomie der engliſchen autonomen Ko⸗ 
lonien, der ſogenannten selkgoverning colonies — bei denen es 
zumindeſt zweifelhaft iſt, ob ſich ihre Selbſtverwaltungstätigkeit 
noch dem allgemeinen Begriff ſubſumieren läßt — nicht zur „ko⸗ 
lonialen Selbſtverwaltung“ rechnen, dann iſt es allerdings auch 
zweifelhaft, ob die beiden Begriffe „koloniale Selbſtverwaltung“ 
und „kommunale Selbſtverwaltung der Schutzgebiete“ einander 
decken. — 5 3 

Die Streitfrage tft indeſſen für uns belanglos, da die Auto⸗ 
nomie der deutſchen Kolonien gegenüber ihrem Mutterlande 
jedenfalls nicht ſo weit geht, daß ſich ihre Selbſtverwaltungs⸗ 
tätigkeit, ſoweit man von einer ſolchen überhaupt bei ihnen 
ſprechen kann, nicht unſerm oben entwickelten Begriff der „Selbſt⸗ 
verwaltung“ unterordnen ließe. 


II. überblick über die Formen der Selbſtverwaltung 
in den deutſchen Kolonien. 


In den deutſchen Kolonien kann in dem gegenwärtigen Ent⸗ 
wicklungsſtadium von einer „kolonialen Selbe nur 
in geringem Umfang die Rede ſein. — 


yes 


m Gegenſatz dazu konnte die kommunale Selbitverwaltung 
in den den kolonialen Landesverbänden untergeordneten Ge— 
meinden und Bezirken ſchon früher zur Durchführung gelangen. 
Grund für die frühere Einführung iſt folgender: Während es 
ſich bei der „kolonialen Selbſtverwaltung“ um die umfaſſende 
Zuſtändigkeit handelt, welche ein ſelbſtändiges Land ausübt und 
für die ſtets nur das Verhältnis der Kolonie als Ganzes zum 
Mutterland in Betracht kommt, verfolgt die Selbſtverwaltung 
der Kommunen lediglich Sonderzwecke, die ihnen die Regierung 
des kolonialen Landesverbandes überträgt. Auf weitere Gründe 
für die frühere Einführung der kommunalen Selbſtverwaltung 
in den Schutzgebieten werden wir noch an ſpäterer Stelle ein— 
gehen 1). 

Es ſind aber auch in unſeren Kolonien bereits Gebilde vor— 
handen, die bedeutſame Anſätze für die „koloniale Selbſtverwal— 
tung“ darſtellen, und die man ohne Anſtand als die Anfänge 
einer ſolchen betrachten kann. 


Die in den deutſchen Kolonien geſchaffenen Verhältniſſe 
werden wir nun aber nur recht verſtehen und würdigen können, 
wenn wir uns den ganzen Verlauf der Entwicklung vor Augen 
führen. Denn „eine neue Verwaltungsform wird niemals, los— 
gelöſt von den beſtehenden Verwaltungsformen, geſchaffen und 
entwickelt werden können“ ), und die Selbſtverwaltungs— 
formen werden wenigſtens in den Anfängen viele Beziehungen 
zu den bisherigen Verwaltungsformen aufweiſen. Im Anſchluß 
an die Geſchichte der Selbſtverwaltung in den deutſchen Kolo— 
nien werden wir zunächſt die „koloniale Selbſtverwaltung“ in 
unſeren Kolonien zur Darſtellung gelangen laſſen. Auf die 
„kommunale Selbſtverwaltung“ werden wir danach eingehen. 


12) Siehe S. 65 f. der Arbeit. 
13) Külz, Die Selbſtverwaltung für Deutſch⸗Südafrika, ©. 5. 
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e Entwicklung der Selbſtverwaltung in den 
deutſchen Kolonien. 
I. Koontalße fetch; 

Der Gedanke der Selbſtverwaltung der Kolonien iſt ſchon 
eben ſo alt, wie die deutſche Kolonialpolitik überhaupt. Schon 
beim Eintritt Deutſchlands in die aktive Kolonialpolitik dachte 
man ſich nicht nur die Erwerbung und die Erſchließung, jon- 
dern auch die Verwaltung der Kolonien als kaufmänniſche Auf— 
gabe. Weiter als die Gewährung militäriſchen Schutzes und 
europäiſcher Rechtſprechung für die deutſchen Koloniſten wollte 
man den Kolonien gegenüber nicht leiſten. Kaufmänniſche 
Selbſtverwaltung ſollten die Kolonien haben. Das Deutſche 
Reich wollte aus Erwägungen äußerer, wie innerer Politik mit 
möglichſt großer Zurückhaltung in die Kolonialpolitik eintreten 
und möglichſt wenig in den Vordergrund treten. Das dama⸗ 
lige kolonialpolitiſche Programm geht deutlich aus den Worten 
Bismarcks ) hervor: „Meine von Seiner Majeſtät dem 
Kaiſer gebilligte Abſicht iſt, die Verantwortlichkeit für die 
materielle Entwicklung der Kolonien, wie ihr Entſtehen der 
Tätigkeit und dem Unternehmungsgeiſt unſerer ſeefahrenden 
und handeltreibenden Mitbürger zu überlaſſen und weniger in 
der Form der Annektierung von überſeeiſchen Provinzen an 
das Deutſche Reich vorzugehen, als in der Form der Gewäh⸗ 
rung von Freibriefen nach Geſtalt der Royal Charters im An⸗ 
ſchluß an die ruhmreiche Laufbahn, welche die engliſche Kauf— 
mannſchaft bei der Gründung der oſtindiſchen Kompagnie 
zurückgelegt hat, und den Intereſſenten der Kolonien zugleich 
das Regieren derſelben im weſentlichen zu überlaſſen und ihnen 
die Möglichkeit europäiſcher Jurisdiktion für Europäer und 
desjenigen Schutzes zu gewähren, den wir ohne ſtehende Garni— 
ſon dort leiſten können.“ 

Dies waren die Gründe zu der Schaffung privilegierter 
Kolonialgeſellſchaften. Gleiche Gründe hatten die älteren Ko⸗ 


14) Reichstagsrede vom 26. Juni 1884. 
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lonialſtaaten gehabt, dieſen Grundſatz gegenüber ihren Be⸗ 
ſitzungen anzuwenden. Man erteilte Privatleuten oder Gejell: 
ſchaften das Privileg, Kolonien zu erwerben und zu verwalten, 
womit dann auch die Verpflichtung verbunden war, die Koſten 
für die Verwaltung zu tragen. Die Art des Verfahrens hat 
ihre Wurzel im Lehnsrecht. Lehnsleute eines weltlichen 
Großen übernahmen im Mittelalter in Abhängigkeit von ihren 
Lehnsherren die Eroberung und Erſchließung von Ländern. 
Als die europäiſchen Staaten in die aktive Kolonialpolitik ein- 
traten, gingen ſie ebenſo vor, nur bedienten ſie ſich nicht 
einzelner Perſonen, die meiſtens für ſich allein den Aufgaben 
nicht gewachſen waren, ſondern kaufmänniſcher Geſellſchaften. — 
Die größte Bedeutung haben von dieſen mittelalterlichen Grün⸗ 
dungen bis in die neuere Zeit die „Engliſch-Oſtindiſche“ und 
die „Niederländiſch-Oſtindiſche“ Kompagnie gehabt. — Solche 
kaufmänniſchen Kolonialgeſellſchaften ſollten auch in den deut⸗ 
ſchen Beſitzungen unter der Oberhoheit des Reiches die Regie— 
rung ausüben. In Deutſch⸗Oſtafrika und Neu-Guinea ließ ſich 
dies Programm auch durchſetzen. Es wurden der „Deutſch— 
Afrikaniſchen Geſellſchaft“ und der „Neu-Guinea⸗Kompagnie“ 
die Kaiſerlichen Schutzbriefe vom 27. Februar 1885 bzw. 
17. Mai 1885 und 13. Dezember 1886 ausgeſtellt und ihnen 
darin weitgehende Hoheitsrechte zur Ausübung übertragen. — 
In Südweſtafrika ließ ſich dagegen die Abſicht nicht in die 
Praxis umſetzen. 

In den Satzungen der Deutſchen nloninleetelihent für 
Südweſtafrika wurde zwar die Ausübung ſtaatlicher Hoheits— 
rechte ausdrücklich vorgeſehen, übertragen wurden ſie aber nicht, 
hauptſächlich weil ſich die Geſellſchaft ſträubte, die mit der Ver— 
waltung verbundenen Koſten zu tragen. 

Es fragt ſich nun, welche rechtliche Bedeutung die den beiden 
deutſchen Kolonialgeſellſchaften erteilten Schutzbriefe haben. 
Die Geſellſchaften hatten ihre Rechte dem Reiche abgetreten und 
vom Kaiſer wieder in Geſtalt der Schutzbriefe zurückerhalten, 
wobei dem Reiche die Oberhoheit vorbehalten blieb. Das Ver⸗ 
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hältnis zwiſchen dem Reiche und den Geſellſchaften darf aber 
nicht als ein vertragsmäßiges angeſehen werden, wie Bann !”) 
und Joel“) meinen, welche ſich dahin ausgeſprochen haben, 
daß ſie die Bedeutung von Protektoratsverträgen hätten. Dieſe 
Auffaſſung wäre erſtens nicht mit dem Wortlaut der Schutz⸗ 
briefe vereinbar, ferner auch aus völkerrechtlichen Gründen un— 
möglich, da die Geſellſchaften mit ihren Gebieten vor der Ertei— 
lung der Schutzbriefe keine ſtaatlichen Gemeinweſen waren, alſo 
auch keine völkerrechtlichen Verträge abſchließen konnten. — 

Durch die Schutzbriefe wurden vielmehr die Hoheitsrechte 
einſeitig vom Reich verliehen. Durch dieſe Verleihung wurden 
die Geſellſchaften, wie G. Meyer!) ſagt, zu ſtaatsrecht⸗ 
lichen Subjekten, weil ſie in den Beſitz von ſtaatlichen Hoheits⸗ 
rechten gelangt waren und deswegen auch zu öffentlich-xechtlichen 
Korporationen. Dagegen waren ſie nicht etwa wegen ihres 
Charakters als Erwerbsgeſellſchaften bloße Privatkorporationen, 
die eine den preußiſchen Privateiſenbahngeſellſchaften analoge 
Doppelſtellung beſaßen, wie von Stengel!) meint. Durch 
die Verleihung der Hoheitsrechte wurden die Kolonialgeſell— 
ſchaften mit ihren Kolonien ſogar zu ſelbſtändigen Gemein— 
weſen unter der Oberſtaatsgewalt des Reiches, wie La⸗— 
band!) m. E. ſehr richtig ausführt. 

Sie erhielten eine Autonomie mit der umfangreichen 
Selbſtändigkeit, wie die engliſchen selkgoverning colonies. 
Nicht aber verkörperte dieſe Selbſtverwaltung die moderne Idee 
der Selbſtverwaltung, da ſie nicht das genoſſenſchaftliche Ele— 
ment des Volkes bei der Bildung der Organe zur Geltung kom⸗ 
men ließ, ſondern den alten feudalrechtlichen Charakter aufwies. 


15) Pann, Das Recht der deutſchen Schutzgebiete, S. 5. 

16) Joel, Geſetz betreffend die deutſchen Schutzgebiete uſw. 
S. 196. : 

17) G. Meyer, Die ſtaatsrechtliche Stellung der deutſchen Schutz⸗ 
gebiete (Leipzig 1888), S. 157. | 

18) v. Stengel, Die deutſchen Schutzgebiete (München und Leip⸗ 
zig 1889), S. 107. | | 

19) Laband a. a. O., S. 787. 
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2. Entwicklung der Schutzgewalt zur vollen 
Staatsgewalt. 


Es ſtellte ſich nun jedoch bald heraus, daß das Syſtem der 
Verwaltung durch Kolonialgeſellſchaften in den deutſchen Kolo— 
nien die in dieſes geſetzten Hoffnungen nicht erfüllte. Die 
Geſellſchaften haben ſich in adminiſtrativer und finanzieller 
Hinſicht nicht leiſtungsfähig genug gezeigt, ſie haben die großen, 
verantwortungsvollen Aufgaben, die man ihnen geſtellt hatte, 
nicht erfüllt. Sie haben als Erwerbsgeſellſchaften ihrem Zwecke 
gemäß hauptſächlich nach Erzielung hoher Einnahmen in mög- 
lichſt kurzer Zeit geſtrebt und Raubbaupolitik betrieben, nicht 

aber mit der weitblickenden Politik eines Staates die dauernde 
Kräftigung und Hebung des kolonialen . im Auge be⸗ 
halten 

Die Verquickung individueller Erwerbstätigkeit und jtaat- 
licher bzw. ſtaatsähnlicher Regierungsfunktionen, die Ver⸗ 
fügung über die öffentlichen Machtmittel zugunſten privater 
wirtſchaftlicher Zwecke ſind in der modernen Entwicklung auf die 
Dauer unhaltbar. Für Deutſchland darf dieſes Syſtem wohl 
als überwunden gelten. Die Kolonialpolitik des Reiches ae ſich 
endgültig von ihm abgewandt 20). 


Es brachen infolge des Unwillens der Bevölkerung über 
die Verwaltung der Kolonialgeſellſchaften Aufſtände aus und 
mußten durch deutſche Truppen unterdrückt werden. Das Reich 
hat bei dieſer Gelegenheit den Kolonialgeſellſchaften die Hoheits- 
rechte wieder entzogen, ſoweit ſie ihnen übertragen waren, und 
hat ſie ſelbſt zur Ausübung übernommen. Der Inhalt der 
„Schutzgewalt“, der urſprünglich ein weſentlich engerer war, hat 
ſich ſo im Laufe der Entwicklung zu voller Staatsgewalt im 
Sinne des modernen Staatsrechtes herausgebildet. 

Dieſer Wechſel des Verwaltungsſyſtems gereichte den Ko— 
lonien zum größten Vorteil und führte aus den wenig ver— 


20) Köbner, Kolonialpolitik, S. 84. 
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heißungsvollen Anfängen von Geſellſchaftskolonien in die Ent— 
wicklung hinüber, die heute vor uns liegt. 


3. Heutige Behördenverfaſſung der Reichs 
kolonial verwaltung. 


Die oberſten Behörden der Reichskolonialverwaltung be⸗ 
finden ſich im Mutterland. Die grundlegende ſtaatsrechtliche 
Norm für die Kolonial- oder Schutzgebietsverwaltung, wie ſie 
amtlich heißt, bildet $ 1 SHG®.: „Die Schutzgewalt in den 
deutſchen Schutzgebieten übt der Kaiſer im Namen des 
Reiches aus.“ 

Der Kaiſer iſt alſo grundſätzlich der das Reich ver— 
tretende Inhaber der vollen Staatsgewalt, einſchließlich der 
Geſetzgebung. Im Wege der ordentlichen Reichsgeſetzgebung 
können dem Kaiſer jedoch bei der Ausübung derſelben Beſchrän⸗ 
kungen auferlegt werden. Solche Einſchränkungen ſchuf zu⸗ 
nächſt das SchGG. ſelbſt, indem es einige wichtige Materien 
ſelbſt regelte. Weitere Einſchränkungen enthält das Reichs⸗ 
geſetz vom 30. März 1892, welches für die Etatsfeſtſetzung der 
Schutzgebiete ein Reichsgeſetz forderte. Abgeſehen von dieſen 
Einſchränkungen wird die Schutzgewalt vom Kaiſer un⸗ 
umſchränkt ausgeübt, und dieſe Ausübung vollzieht ſich in der 
Geſtalt von Verordnungen, welches Recht der Kaiſer für manche 
Gebiete, ſo für die geſamte innere Verwaltungsorganiſation, an 
den Reichskanzler delegiert hat. 

Neben dem Kaiſer ſteht als oberſte verantwortliche Stelle 
für die geſamte Zivil- und Militärverwaltung der Kolonien der 
Reichskanzler, der gewohnheitsrechtlich auch die Fatjer- 
lichen Anordnungen, welche Kolonialverwaltungsangelegenheiten 
betreffen, gegenzuzeichnen hat ?!). Neben dem ſchon vom Kaiſer 
delegierten Verordnungsrecht verleiht auch das Schutzgebiets⸗ 
geſetz ſelbſt dem Reichskanzler ein weites Verordnungsrecht 


21) v. Stengel, Rechtsverhältniſſe in den deutſchen Schutz⸗ 
gebieten, S. 665; Saſſen, ©. 56. 
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(8 15). So hat er die zur Ausführung des Schutzgebietsgeſetzes 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. Insbeſondere aber ſteht 
dem Reichskanzler die allgemeine Befugnis zur Errichtung von 
Verwaltungsbehörden und zum Erlaß von polizeilichen und 
ſonſtigen die Verwaltung betreffenden Vorſchriften zu. 

Dem Reichskanzler unmittelbar unterſtellt iſt eine beſon— 
dere Reichsbehörde für das Kolonialweſen, das Reichs- 
ona lam t 185 | 
Dieſe Behörde erſcheint praktiſch als die wirkliche Zentral— 

behörde für das Kolonialweſen. Der an ihrer Spitze ſtehende, 
dem Reichskanzler unmittelbar unterſtellte Staatsſekretär iſt im 
Geſchäftsbereich des Amtes zur Vertretung des Kanzlers durch 
Erlaß vom 17. Mai 1907 berufen und übt deswegen tatſächlich 
die Verantwortung und damit die ganze Zentralverwaltung für 
die Kolonien aus. 

Dem Reichskolonialamt ſind alle Kolonien mit Ausnahme 
von Kiautſchou unterſtellt, deſſen Verwaltung durch das Reichs— 
marineamt geführt wird. 

Unter den höchſten Behörden des Mutterlandes ſteht als 
mittlere an der Spitze einer jeden Kolonie ein in dieſer ſelbſt 
ſtationiertes Kaiſerliches Gouvernement. Das Gouvernement iſt 
mit einem Gouverneur als Einzelbeamten beſetzt, der in Kiaut— 
ſchou immer ein Seeoffizier iſt. Der Gouverneur hat unter ſich 
einen Stab von Beamten, die ihm lediglich unterſtellt ſind. 

Für die Lokal verwaltung werden in den Kolonien 
Verwaltungsbezirke abgegrenzt, an deren Spitze ein Bezirksamt— 
mann ſteht. Iſt der Verwaltungsbezirk ſehr groß, ſo ſind aus 
einzelnen ſeiner Gebietsteile Diſtrikte gebildet. Solche Diſtrikte 
ſind auch da eingerichtet, wo die weniger vorgeſchrittene Entwick— 
lung eine weniger umfangreiche Verwaltung erforderte. Außer— 
dem gibt es in Gegenden, wo die politiſchen Verhältniſſe eine 
unmittelbare deutſche Herrſchaft noch nicht geſtatten, ſogenannte 
Reſidenturbezirke, in denen der Reſident die Verwaltung durch 
Vermittlung der einheimiſchen Stammeshäuptlinge ausübt. — 
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Von wie großem Werte nun auch bereits der Wechſel des 
Verwaltungsſyſtems, von der Verwaltung durch die Kolonial⸗ 
geſellſchaften zur unmittelbaren Verwaltung durch das Reich 
ſelbſt, geweſen iſt, ſo kann man die Entwicklung damit doch noch 
nicht als abgeſchloſſen gelten laſſen. 


4. Übergang zur kolonialen Selbſt⸗ 
verwaltung. 


Gegen die in der gegenwärtigen Verfaſſung der deutſchen 
Schutzgebiete gegründete, faſt unbedingte Unterordnung der Ver⸗ 
waltung der Kolonien unter die mutterländiſche Zentralverwal⸗ 
tung, welche der letzteren geſtattet, in alle Einzelheiten einzu⸗ 
greifen, und für die Gewährung einer gewiſſen, dem Machtbereich 
der heimiſchen Zentralverwaltung entzogenen Selbſtverwaltung 
an die Kolonien haben ſich von Anfang unſerer Kolonialpolitik 
an, wie wir ſchon feſtſtellten, viele Stimmen erhoben. Sie mach⸗ 
ten nicht nur theoretiſche und praktiſche Gründe geltend, auf die 
wir ſchon in der Einleitung hinwieſen, ſondern verwieſen vor 
allem auch auf das Beiſpiel älterer und größerer Kolonialmächte, 
beſonders auf das Englands. Den Engländern ſchien im Gegen⸗ 
ſatz zu den Völkern der lateiniſchen Raſſe von Anfang an die Ge⸗ 
währung weitgehender Freiheiten an die Kolonien als etwas 
Selbſtverſtändliches. Sie ſind ſtets darauf bedacht geweſen, ihre 
Kolonien zur Selbſtändigkeit zu erziehen und ihre entwickelteren 
Kolonien durch Gewährung möglichſt weitgehender Freiheiten 
innerlich an das Mutterland zu binden. 

„Die engliſchen Kolonien weiſen in ihrem Verhältnis zum 
Mutterland und in ihren inneren Verfaſſungsverhältniſſen eine 
Mannigfaltigkeit der Formen auf, die ſchier unabſehbar wird, 
wenn man ſie nicht nach Typen zu gruppieren ſucht. Das fort⸗ 
ſchreitende Element in dieſer Typenwelt iſt die Tendenz, eine 
selfgoverning colonie zu werden, eine Kolonie, welche ein auf 
Volkswahlen ruhendes Parlament und ein dieſem Parlament 
verantwortliches Miniſterium beſitzt. Ehe aber eine Kolonie 
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dieſes höchſte Stadium der Selbſtändigkeit erreicht, muß ſie 


manche Zwiſchenſtufe durchlaufen, von der einfachen Kronkolonie 
an, d. h. der durch königliche Prärogative allein von London aus 
adminiſtrierten Kolonie. Dieſe Mannigfaltigkeit der Rechts⸗ 
formen, in der das engliſche Kolonialſyſtem ſich bewegt, entſpricht 
dem ſorgfältig wägenden Volksgeiſt, der nicht mit einem uni⸗ 
formen Verwaltungsſchema verſchiedene Verwaltungsprobleme zu 
löſen verſucht, ſondern die nach Weltteilen und Kulturverhält⸗ 
niſſen geſonderten Kolonien auch in der Verwaltung differen— 


ziert. Freilich mit dieſer Erfahrung kam das engliſche Kolonial⸗ 


ſyſtem nicht auf die Welt, ſondern ſie mußte unter vielen Ver— 
luſten erkauft werden“ 22). | 

Da nun die Koloniſation der Engländer den größten und 
weiteſttragenden Erfolg der ganzen Kolonialgeſchichte der Welt 


Uunbeſtritten darſtellt, kann es auch für Deutſchland nur von Vor⸗ 


teil ſein, das Syſtem der Engländer zu erforſchen und ihre Er— 
fahrungen ſich zu eigen zu machen. — 

Der Umfang der zu machenden Zugeſtändniſſe richtet ſich 
nach der Eigenart der betreffenden Kolonie. Die geſamte Stolo- 
nialgeſchichte lehrt, daß es auf dieſem ebenſo ſchwierigen wie wich— 


tigen Gebiet der Kolonialpolitik keine allgemeingültige Formel 


gibt. Die Vorbedingungen liegen bei den einzelnen Kolonien 
ſehr verſchieden. Vor allem iſt hier der nach wirtſchaftlichen Ge— 
ſichtspunkten gemachte Unterſchied zwiſchen Sied⸗ 
lungs- und Pflanzungs⸗Kolonie zu betonen. 
Sijedlungskolonien find ſolche, in denen das Klima 
ein gemäßigtes iſt. In dieſem iſt es dem Europäer möglich, 
ſelbſt das Feld zu beſtellen, in ihnen kann ſich auch ein feſter 
Stamm weißer Koloniſten dauernd niederlaſſen und mit ſeinen 
Nachkommen ſtändig anwachſen und mit dem Lande, das ihnen 
zur neuen Heimat wird, verwachſen. 
Pflanzungskolonien ſind dagegen ſolche, in denen 


das tropiſche Klima den Weißen verbietet, ſelbſt zu arbeiten, in 


denen nur Plantagenwirtſchaft durch Farbige unter Aufſicht der 
22) Hatſchek a. a. O. I, S. 302 f. 
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Weißen betrieben werden kann. Die weißen Koloniſten ſiedeln 
ſich dort auch nur in geringer Zahl und nur zu mehr oder minder 
vorübergehendem Aufenthalt an, da ſie unter den Einflüſſen des 
tropiſchen Klimas allmählich degenerieren. 

Handelt es ſich nun bei den selfgoverning colonies immer 
um Siedlungskolonien, bei denen weiße Bevölkerung über- 
wog, ſei es der Zahl nach, ſei es an wirtſchaftlichem und politi- 
ſchem Einfluß, ſo haben in den Pflanzungskolonien, wo die 
Mehrzahl der Bevölkerung farbigen Raſſen angehörte, die Eng— 
länder mit der Gewährung der Selbſtverwaltung ſtets große Zu— 
rückhaltung geübt. Einerſeits geſchah dies zwecks Erhaltung des 
Übergewichts der weißen Bevölkerung, andererſeits aber 
wiederum im Intereſſe der Eingeborenenbevölkerung ſelbſt, da 
die engliſche Zentralregierung deren Schutz häufig gegenüber all- 
zuſtarken Übergriffen der Koloniſten, die von vornherein in einem 
natürlichen Intereſſengegenſatz zu den Eingeborenen ſtanden, 
wahrnehmen mußte. Die weiße Bevölkerung iſt, wie geſagt, 
meiſt ſchwach und nicht ſtändig, ſie würde leicht geneigt ſein, die 
ihr durch die Teilnahme an der Regierung gewährten Rechte zu— 
gunſten augenblicklicher und ſelbſtſüchtiger Intereſſen, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Zukunft des Landes, zu mißbrauchen. 

Ganz unzuläſſig iſt es, die ſchwarze Raſſe bei der Volksver⸗ 
tretung gleichberechtigt zu beteiligen, und ſo den Weißen politiſch 
gleichzuſtellen. Das zur Beherrſchung der farbigen Bevölkerung 
notwendige Anſehen der Weißen würde erheblich darunter leiden. 
Ebenſo wenig aber iſt es möglich, den Weißen der Kolonien allein 
den überwiegenden und entſcheidenden Einfluß einzuräumen, 
weil die Gefahr nahe liegt, daß die Anſiedler die Koſten der Ver⸗ 
waltung auf die Schwarzen abwälzen werden, während ſie die 
Mittel zur Pflege der Eingeborenen-Kultur, die ihnen erhebliche 
Konkurrenz machen kann, kaum in ausreichendem Maße bewilli— 
gen werden. — 

Hinſichtlich des Maßes der eingeräumten Selbſtverwaltung 
unterſcheidet man in England, wie die amtliche engliſche Ein⸗ 
teilung zeigt, drei Arten von Kolonien: 


1. Kronkolonien, die durch die Zentralſtelle in Lon— 
don allein geleitet werden. Zu dieſen gehören faſt alle Pflan— 
zungskolonien, auch die unentwickelten Handelskolonien und 
Siedlungskolonien, wie auch die Militär- und Flottenſtationen. 
In manchen iſt der Vertreter der Krone, der Gouverneur, ganz 
unumſchränkt, in andern iſt ihm ein geſetzgebender Rat (legis- 
lative council) zur Beratung beigegeben, deſſen Mitglieder von 
ihm ernannt werden und an deren eventuellen Beſchluß er nicht 
gebunden iſt. 

Eine zweite Kategorie der engliſchen Kolonien bilden die, 
welche ſchon eine „koloniale Selbſtverwaltung“ im eigentlichen 
Sinne ausüben. 
nn KRedrajentativderjafjun- 

g en, bei denen der geſetzgebende Rat erſtens aus Wahlen der 
Bevölkerung hervorgeht und zweitens das Recht der Beſchluß— 
faſſung hat, demgegenüber die engliſche Zentralregierung auf 
ein bloßes Veto beſchränkt iſt, während aber die heimiſche Re— 
gierung alle öffentlichen Beamten einſetzt und entläßt. Zu 
dieſer Kategorie gehören die relativ weit vorgeſchrittenen Kolo— 
nien, die für eine „koloniale V genügend reif 
5 erſcheinen. 

A dritter Stelle ſtehen die Sollen e 
eolonies, die in ihrer Entwicklung jo weit vorgerückt Jim, 
daß man auf ſie die Prinzipien des parlamentariſchen Regimes 
des Mutterlandes mit einer dem Parlament verantwortlichen 
Regierung vollkommen übertragen und 5 ſo zu Staaten kon⸗ 
ſtituieren konnte. 


IV. Selbſtverwaltung der kolonialen Landesverbände 
in den deutſchen Kolonien. 
en den deutschen 
Kolonien. 
V fallen in dem gegen— 
wärtigen frühen Entwicklungsſtadium ſämtlich beinahe noch 
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ganz unter den Begriff der „Kronkolonien“, da von einer „kolo— 
nialen Selbſtverwaltung“ in nur geringem Umfang die Rede 
ſein kann, vielmehr zumeiſt nur eine beratende Mitwirkung der 
Vertreter der Bevölkerung ſtattfindet. Erſt in den letzten Jahren 
ind wenigſtens in Südweſt-Afrika Maßnahmen getroffen, die 
das Fundament für die Einführung der „kolonialen Selbſtver⸗ 
waltung“ bilden, auf welchem Grunde dann auch ſchon in neueſter 
Zeit weitergebaut iſt. | 

Schon in früheren Zeiten wurden, wenn wir von der Selbſt⸗ 
verwaltung der kaufmänniſchen Kolonialgeſellſchaften abſehen 
wollen, bedeutſame Anſätze für die „koloniale Selbſtverwaltung“ 
in allen unſeren Kolonien geſchaffen, auf deren Grundlage 
namentlich unſere jetzigen Einrichtungen in Südweſt⸗Afrika 
fußen, und aus denen ſich auch ſpäter in den anderen Kolonien 
lebensfähige Gebilde entwickeln können. Es muß ihnen des⸗ 
wegen eingehendere Beachtung geſchenkt werden. 

Es waren dies die „Gouvernementsräte“. Den Grund für 
ihre Einrichtung legte die Reichskanzlerverordnung vom 24. De⸗ 
zember 1903283). Das Inſtitut der Gouvernementsräte beruht 
auf engliſchem und franzöſiſchem Vorbilde. Es entſprechen ihnen 
die ſogenannten legislative councils einiger engliſchen und der 
conseil prive oder d' administration der franzöſiſchen Kolonien. 
Die Gouvernementsräte ſollten dazu dienen, „die Verantwort- 
lichkeit der Gouverneure zu erleichtern, indem man diejenigen 
Kräfte in den Schutzgebieten, welchen ein geſundes Urteil über 
die wirtſchaftliche Entwicklung in den Schutzgebieten zuzutrauen 
iſt, bei der Verwaltung zu Rate zieht“ 24). 5 

Der Gouvernementsrat ſetzt ſich zuſammen aus dem Gou— 
verneur als Vorſitzenden, aus amtlichen vom Gouverneur aus 
den Beamten des Schutzgebietes ausgewählten Mitgliedern, 
ferner aus außeramtlichen, die vom Gouverneur aus den 
weißen Bewohnern der Kolonie nach Anhörung der gutacht⸗ 


23) Zorn⸗Saſſen, ©. 160. 
24) Denkſchrift der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft von 1902 (27. Fe⸗ 
bruar) an den deutſchen Reichskanzler. 
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lichen Außerung der in Frage kommenden Berufskreiſe auf 
mindeſtens ein Jahr ernannt werden und an Zahl hinter den 
amtlichen Mitgliedern nicht zurückſtehen dürfen. 

Den Gouvernementsräten ſind namentlich die Etatsent— 
würfe und die in der Kolonie zu erlaſſenden Verordnungen zur 
Begutachtung vorzulegen. Der Natur ſeines Aufgabenkreiſes 
nach iſt der Gouvernementsrat beratende Körperſchaft; ſelbſt 
wenn eine Abſtimmung nach dem Ermeſſen des Gouverneurs 
oder eines Mitgliedes vorgenommen iſt, iſt der erſtere an das 
Ergebnis derſelben nicht gebunden. 

In Kiautſchou ss) beſtehen für den Gouvernementsrat 90 00 
einige Beſonderheiten, da ſich einige Mitglieder in ihm aus 
Wahlen ergeben. 
= Die Schaffung der Gouvernementsräte iſt zweifellos ein 
großer Schritt vorwärts auf dem Gebiete der Beteiligung der 
Bevölkerung an der Verwaltung der Kolonien und damit eine 
Grundlage zur Selbſtverwaltung im Sinne der modernen Idee 
der politiſchen Selbſtverwaltung, die dem genoſſenſchaftlichen 
Element des Volkes bei der Organiſation derſelben Geltung 
verſchafft 26). 
| Für Südwelt-Afrifa konnte, nachdem der Gouvernements— 
rat dort zweimal getagt und Hervorragendes geleiſtet hatte, bald 
eine Weiterbildung eintreten. Der Gouvernementsrat nahm 
1908 auch hier den Namen Landesrat an. 

Die Befugniſſe des Landesrates wurden im 
Anſchluß an die Einführung der „kommunalen Selbſtverwal— 
tung“ durch die SS 105— 114 der Verordnung des Reichskanzlers 
betreffend die Selbſtverwaltung in Deutſch-Südweſtafrika vom 
28. Januar 1909 27), dazu die Ausführungsverordnung des 
Gouverneurs vom 10. November 1909 28), neu geregelt. Der 
neue Landesrat unterſcheidet ſich in weſentlichen Punkten von 


25) Zorn⸗Saſſen, S. 111 (Verordnung des Gouverneurs von 
Kiaut 1901 betr. d. Gouvernementsrat vom 14. 3. 07). 
150 S. o. Teil 1. 
27) Zorn⸗ Saſſen, ©. 168. 
28) Jgorn-Sajffen, S. 16. 


den Gouvernementsräten, und zwar vor allem in der Zu— 
ſammenſetzung. Die Mitglieder ſind nicht mehr in 
amtliche und außeramtliche zu ſcheiden, ſondern in gewählte und 
ernannte. Die gewählten Mitglieder gehen hervor aus den 
Wahlen der Bezirksverbände, Kommunalverbände, die durch die 
oben erwähnte Reichskanzlerverordnung von 1909 geſchaffen 
wurden. Jeder Bezirksverband wählt einen Abgeordneten. 
Soweit Bezirksverbände nicht beſtehen, wählen die Einwohner 
des betreffenden Verwaltungsbezirks. 

Den gewählten Vertretern ſtehen die ernannten gegen— 
über, die der Gouverneur bis zur gleichen Anzahl ernennt und 
in den Landesverrat entſenden kann. Der Gouverneur ſoll 
durch ſein Ernennungsrecht ausgleichend wirken, damit dadurch 
nach Möglichkeit für alle Intereſſen eine gleichmäßige Ver— 
tretung erreicht werden kann. Er iſt aber auch vermöge ſeines 
Ernennungsrechtes in die Lage geſetzt, dem amtlichen Element 
im Landesrat Geltung zu verſchaffen und zu bewirken, daß auch 
ſonſt geeignete Kräfte, wie Fachleute, eventl. auch Nichtdeutſche, 
in ihm vertreten ſind. 

Den Vorſitz führt auch im Landesrat der Gouverneur. 

Die Zuſtändigkeit des Landesrechts iſt eine weitere, 
als die des Gouvernementsrates. Er iſt geſchaffen zur Unter⸗ 
ſtützung des Gouverneurs bei Wahrnehmung der Intereſſen der 
Kolonie und iſt für alle weſentlichen Maßnahmen der Kolonial⸗ 
verwaltung beratendes Organ. In Ausübung dieſer Funktion 
find ihm zur Beratung vorzulegen: der Etatsentwurf, alle vor⸗ 
zuſchlagenden Verordnungen allgemeiner Natur und die An⸗ 
gelegenheiten, bei denen der Gouverneur ſonſt noch ſein Gut⸗ 
achten für erforderlich hält. Eine Erweiterung ſeiner Zuſtändig— 
keit beſteht hauptſächlich in ſeinem Recht der Initiative. Dabei 
wurde in Anbetracht der fortſchreitenden Entwicklung des Landes 
auch die Möglichkeit geſchaffen, den Landesrat nach und nach zur 
mitbeſchlußfaſſenden Körperſchaft auszubauen. Dieſe 
Möglichkeit ſollte insbeſondere der § 113 der Reichskanzlerver⸗ 
ordnung von 1909 eröffnen. Doch trug dem fortgeſchrittenen 
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Stadium der Entwicklung der Kolonie in Wirklichkeit erſt die 
neueſte Entwicklung Rechnung. Es iſt das die Reichskanzler— 
verordnung vom 26. Juni 1913. 


Der Landesrat war bis dahin an ſich nur beratendes 
Organ geweſen, was ihn vom Gouvernementsrat nicht unter- 
ſchied. Die Neuregelung ſeiner Rechtsverhältniſſe faßte aber 
die Möglichkeit einer Ausdehnung ſeiner Rechte ins Auge, in— 
dem beſtimmt wurde, daß er mitbeſchließendes Organ werde. 
Mit der Reichskanzlerverordnung vom 26. Juni 1913 wurde der 
erſte Schritt getan, den Landesrat zu einem Selbſtverwaltungs⸗ 
organ zu machen. Danach bedürfen Verordnungen des Gouver— 
neurs, die ſich auf die Bekämpfung von Seuchen unter Menſchen 
und Tieren, auf das Wege- und Waſſerrecht, das Jagdrecht, die 
Land⸗ und die Forſtwirtſchaft und die Viehzucht, ſowie die An— 
werbung und Dienft- und Arbeitsverhältniſſe der Eingeborenen 

beziehen, vor ihrer Veröffentlichung der Zu ſtimmung des 
Landesrates. Nur in dringenden Fällen kann der Gouverneur. 
von einer ſolchen Zuſtimmung abſehen und ſogenannte Notver— 
ordnungen erlaſſen, die aber dem Landesrat bei ſeinem nächſten 
Zuſammentritt ſofort zur Genehmigung vorzulegen ſind. Durch 
dieſe Verordnung wird faſt auf allen Gebieten, die für die wirt- 
ſchaftliche Entwicklung des Landes von Einfluß ſind, die end— 
gültige Entſcheidung in den Landesrat verlegt. Die Bedeutung 
des Landesrates iſt dadurch eine ſehr erhebliche geworden. — 
Sein Einfluß beſchränkt ſich aber nicht bloß auf wirtſchaft⸗ 
liche Fragen, er erſtreckt ſich auch, und das tft der größte Schritt 
nach vorwärts, auf ein geſamtpolitiſch höchſt bedeutſames 
Gebiet, nämlich auf das des Arbeiterweſens der Eingebore— 
nen 29). Das iſt der erfreulichſte Fortſchritt, der zweifellos im 
Schutzgebiet mit großem Dank begrüßt werden wird, nachdem der 
Reichstag ein nur geringes Vertrauen zur deutſchen Bevölkerung 
des Schutzgebietes in dieſer Beziehung bekundet hatte. Es wird 
Sache des Landesrates ſein, das Vertrauen des Kolonialamtes 


29) Külz, i. Zeitſchrift für Kolonialrecht v. Okt. 1913, S. 290. 
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zu rechtfertigen und der Reichstagsmehrheit zu zeigen, daß ihr 
Vertrauensmangel auf einem eignen Mangel, dem der richtigen 
Einſchätzung der politiſchen Qualitäten der deutſchen Schutz⸗ 
gebietsbevölkerung, beruhte. Wer Land und Leute aus eigenem 
Erleben kennt, wird an dem Erbringen des Befähigungsnach⸗ 
weiſes nicht zweifeln. Es dürfte auch der Zeitpunkt nicht mehr 
fern ſein, zu welchem dem Landesrat ein entſcheidendes Mit- 
beſtimmungsrecht auf den Haushaltungsplan des Schutzgebietes 
eingeräumt werden kann und muß“ 0). 


2. Möglichkeit der Erweiterung 
niſſe der Gouvernemennß; . 


Was nun die Möglichkeit der Fortbildung der bisherigen 
Zuſtände, das heißt der Erweiterung der Befug⸗ 
niſſe der Gouvernementsräte über eine bloße gutachtliche und 
beratende Wirkſamkeit hinaus, anbetrifft, ſo würde ein volles 
entſcheidendes Beſchlußfaſſungsrecht derſelben in allen An⸗ 
gelegenheiten identiſch mit voller Selbſtverwaltung des Landes 
ſein. Gegen die Ausgeſtaltung der beratenden Körperſchaften 
zu Parlementen, deren Zuſtimmung für das Zuſtandekommen 
von Geſetzen und für die Vornahme von wichtigeren Ver— 
waltungsakten erforderlich iſt, ſprachen aber bisher alle Diejeni- 
gen im Entwicklungsſtadium unſerer Kolonien begründeten 
Momente, welche ſchon oben bezüglich der engliſchen Kolonien 
angeführt waren? !). 

Dazu wurde aber noch ein weiterer wichtiger Punkt geltend 
gemacht, nämlich der Umſtand, daß unſere Kolonien größtenteils 
noch nicht finanziell auf eigenen Füßen ſtehen, ſondern erheb— 
licher Zuſchüſſe vom Mutterland benötigen. Selbſtverwaltung 
iſt nun, wie auch eine amtliche Denkſchrift ??) jagt, identiſch mit 


30) Külz ebenda. 
31) Siehe S. 25 ff. der Arbeit. 
32) Denkſchrift betr. d. Entwicklung des Kiautſchougebietes 1898,99. 


Selbſterhaltung. Ebenſo jagt Dernburg in den Bauſteinen 
zu ſeinem Programme: „Der Zeitpunkt der Gewährung größerer 
Selbſtverwaltung hängt wieder zum Teil davon ab, daß die 
Kolonie finanzwirtſchaftlich ſelbſtändig geworden tft.” Dem 
Mutterlande kann nur dort zugemutet werden, auf ſeine Rechte 
über die lokale Verwaltung der Kolonien zu verzichten, wo aus 
der Verwaltung der Kolonie dem Mutterlande keine Belaſtung 
erwächſt; und die Bewohner einer Kolonie können nur dann 
eine volle Selbſtverwaltung beanſpruchen, wo fie auch die Koſten 
für dieſe Verwaltung aufzubringen in der Lage und dazu gewillt. 
find. Solange der materielle Schwerpunkt der kolonialen Ver— 
waltung beim Mutterlande liegt, ſind zum entſcheidenden Wort 
auch nur die Stellen zuſtändig, die gleichzeitig auch zur Wahr⸗ 
nehmung der Rechte und der Intereſſen des Mutterlandes be— 
rufen find. 

Was die Kolonien Deutſchlands mit Ausnahme Südweſt— 
afrikas betrifft, ſo liegen bei ihnen die Verhältniſſe hinſichtlich 
der Einführung der „kolonialen Selbſtverwaltung“ ungleich 
ſchwieriger, als bei Südweſtafrika. Sie ſind mit Ausnahme von 
Kiautſchou und weniger Striche in Deutſchoſtafrika und einiger 
anderen Kolonien für die Beſiedlung durch weiße Koloniſten 
nicht geeignet), find alſo Pflanzungskolonien mit vorwiegend 
farbiger Bevölkerung. Die Schwierigkeiten für die Einführung 
der Selbſtverwaltung liegen bei ihnen hauptſächlich bei dem 
von uns zuerſt angeführten Punkte, in den mangelnden Per— 
ſonenverhältniſſen der größtenteils nur fluktuierenden weißen 
Bevölkerung, während bei einigen dieſer Pflanzungskolonien. 
wiederum der andere Punkt, der in der finanziellen Abhängig- 
keit gegenüber dem Mutterlande beſteht, nunmehr wegfällt. 

So wußte ſich Togo zuerſt von einem Zuſchuß des Reiches 
frei zu machen und konnte ſeine Bedürfniſſe aus eigenen Ein- 
nahmen decken, während es nur im Jahre 1909 noch einmal vom 
Reiche eine Summe erhielt, die die Vornahme von Vermeſſungen 

33) Reichstagsrede d. Staatsſekr. Solf am 11. März 1914. 
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erforderte. Aber auch für Samoa und den Verwaltungsbezirk 
der Inſelgruppen fordert bereits der Etat von 1908/1909 keinen 
Zuſchuß mehr. 

An eine Einführung der Selbſtverwaltung in dieſe Kolo⸗ 
nien könnte alſo nur gedacht werden, wenn ſich die in den Per⸗ 
ſonenverhältniſſen der Weißen begründeten Schwierigkeiten be⸗ 
heben ließen. Dies hängt wiederum davon ab, ob es einmal 
vermittels techniſcher und hygieniſcher Errungenſchaften ge⸗ 
lingen wird, die Lebensbedingungen der Weißen ſo zu geſtalten, 
daß es ihnen möglich wird, in tropiſchen Gegenden dauernd zu 
bleiben, ohne daß ſie ſelbſt oder ihre Nachkommen degenerieren. 
Dies iſt aber ein offenes Problem. Vorläufig erſcheint die 
Hoffnung auf eine befriedigende Löſung des Problems noch 
illuſoriſch. 

Deutſch⸗Südweſtafrika iſt im Gegenſatz zu dieſen Kolonien 
Ackerbau⸗ und Siedlungskolonie, die heute ſchon einem feſten 
Stamm von ſtändig zunehmenden weißen Koloniſten eine neue 
Heimat geworden iſt. 

Beſtehen alſo bei ihr die in den Perſonenverhältniſſen be⸗ 
gründeten Bedenken nicht, wenigſtens nicht in vollem Umfange 
— iſt doch auch in ihr nur eine politiſch wenig geſchulte und in 
der Verwaltung praktiſch wenig geübte Bevölkerung ſeß⸗ 
haft ?*), — jo wurde dem Landesrat doch nur für an ſich wenige 
Verwaltungszweige das Recht der Zuſtimmung verliehen und 
ihm ſelbſt in Etatsangelegenheiten nur der Charakter eines 
konſultativen Körpers gegeben. Die Vorenthaltung der finan⸗ 
ziellen Selbſtverwaltung, die den weſentlichſten Beſtandteil der 
Selbſtverwaltung überhaupt bildet, ohne die man auch beinahe 
kaum von Selbſtverwaltung reden kann, wurde jedenfalls damit 
begründet, daß der Kolonie vom Reiche weſentliche Zuſchüſſe 
gewährt würden. — 

Es dürfte nun aber bei der Geltendmachung der finan⸗ 
ziellen Abhängigkeit freilich nicht verkannt werden, daß die Be— 


34) Külz a. a. O., S. 35. 


völkerung der Kolonie einen erheblichen Teil des Aufwandes für 
die Verwaltung ſchon ſeit geraumer Zeit ſelbſt in Geſtalt von 
Zöllen und Steuern trägt. Man wird die finanzielle Selbſtän⸗ 
digkeit der Kolonie ſchon heute nicht mehr abſprechen können, 
wenn man eine ſachgemäßere Scheidung der auf den Lokaletat 
der Kolonie und den Etat der Zentralverwaltung zu überneh- 
menden Ausgaben vornimmt. 


Mit Rückſicht jedenfalls darauf, daß die Kolonie ſchon 
längſt in der Lage iſt, ihre fortlaufenden Ausgaben für die Zivil⸗ 
verwaltung durch eigene Einnahmen zu decken), dürfte die 
Külz ſche Forderung durchaus berechtigt erſcheinen, nämlich 
die, dem Landesrat in möglichſt naher Zeit ein Mitbeſtim⸗ 
mungsrecht auch auf den Etat des Schutzgebietes einzuräumen. 
Damit wäre dann auch dem Lande ſelbſt eine völlige Selbſtver⸗ 
waltung im juriſtiſchen Sinne gegeben. 


35) Erklärung des Staatsſekretärs v. Lindequiſt im Reichstage am 
12. Dezember 1911. Danach hat Südweſtafrika damals ſchon ſeine regel⸗ 
mäßigen Ausgaben durch Einnahmen, die teilweiſe aus den Diamanten⸗ 
feldern floſſen, gedeckt. 
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V. Kommunale Selbſtverwaltung in den deutſchen Kolonien, 


1. Gründe für frühere Einführung der 
kommunalen Selbſt verwaltung. 


Im Gegenſatz zu der „kolonialen Selbſtverwaltung“! iſt die 
„kommunale Selbſtverwaltung“ in den deutſchen Kolonien ſchon 
früher zur Durchführung gelangt. 

Kommunale Selbſtverwaltung liegt in allen den Fällen 
vor, in denen untergeordnete, und zwar dem kolonialen Landes⸗ 
verband untergeordnete, Verwaltungsdiſtrikte mit relativ ſelb⸗ 
ſtändiger Ausübung von Geſchäften des kolonialen Landesver⸗ 
bandes betraut werden. Auf ihre Unterſchiede zur „kolonialen 
Selbſtverwaltung“ wurde ſchon im vorhergehenden Abſchnitt 
aufmerkſam gemacht; hier jet noch auf folgendes hingewieſen. 

Für die „kommunale Selbſtverwaltung“ in den Kolonien 
ſind an ſich alle die Momente weſentlich, die zu dem oben ent- 
wickelten Begriff der „Selbſtverwaltung“ gehören. Auch die 
Vorausſetzungen für ihre Einführung ſind im Großen und 
Ganzen von gleicher Art, wie für die „koloniale Selbſtver⸗ 
waltung“. Es konnten hingegen in den Gemeinden und Be- 
zirken doch ſchon früher unbedenklich Selbſtverwaltungskörper 
errichtet werden, da ihre Aufgaben größtenteils wirtſchaftliche 
ſind und ihre Organiſation einfach an die ſtaatliche Verwaltungs⸗ 
organiſation angeſchloſſen werden konnte. Dagegen können bei 
der Beteiligung der Bevölkerung an der Landesverwaltung 
politſche Momente nicht ungewürdigt bleiben. Denn das 
Schutzgebiet als Ganzes iſt nicht nur eine wirtſchaftliche, jon- 
dern gleichzeitig eine politiſche Lebensgemeinſchaft. Als ſolche 
ſteht ſie auch in lebhafter Wechſelbeziehung zu anderen, außer⸗ 
halb ihrer ſelbſt gelegenen politiſchen Gebilden. Dies gilt vom 


en Eniteiflung politiſche Fragen immer mehr in 
Vordergrund treten müſſen “). 


= Bevor. man aber der Bevölkerung einer Kolonie ſo große, 
ſchwierige und verantwortungsvolle Aufgaben überträgt, wird 
. ſie beweiſen müſſen, daß ſie überhaupt fähig iſt, ihre rein lokalen 
Angelegenheiten ſelbſt zu verwalten. Solange eine Bevölkerung 
nicht fähig und willens iſt, ihre rein häuslichen und örtlichen 
ngelegenheiten ſelbſt zu verwalten, jo lange hat fie keinen An⸗ 
ſpruch auf Teilnahme an der Landes verwaltung. Die erſte 
Etappe auf dem Wege zur „kolonialen Selbſtverwaltung“ wird 
eswegen immer die „kommunale Selbſtverwaltung“ bilden 
n. Die Bevölkerung muß erſt durch die Schule der „kom— 
len Selbſtverwaltung“ gehen. So baut ſich, wie Sa⸗ 
as“) jagt, die Selbſtverwaltung von unten auf, und in 
x Augenblick, wo das Schutzgebiet ſich aus eigenen Mitteln 
hi a wir die . der ln vertrauensvoll in die 
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fordern, auf die wir ſchon in der Einleitung und im erſten Teil 
hinwieſen. So die Notwendigkeit, die Verwaltung der Gou— 
bernements zu dezentraliſieren und ihren Finanzbedarf zu erleich— 
tern, was durch die Übertragung einzelner Staatszwecke an 
Kommunalverbände erreicht wird. Weitere finanzielle Gründe 
ſprechen noch mit, weil ſich nur ſo ein Mittel bietet, den Finanz⸗ 
bedarf und die Deckungsmittel dafür einigermaßen gerecht und 
möglichſt zweckmäßig auf die Bevölkerung zu verteilen. Da die 
Leiſtungen der Bürger mit den für ſie aus der öffentlichen 
Tätigkeit entſpringenden Vorteilen leichter im richtigen Verhält⸗ 
nis ſtehen werden und der Nutzen für die einzelnen Landesteile 
deutlicher ſichtbar wird, ſo wird auch die Bereitwilligkeit zur 
Übernahme öffentlicher Pflichten eine ſehr viel größere ſein? ?). 


2. Anfänge der kommunalen Selbſt⸗ 
verwaltung. 


Die erſten Anſätze zu einer „kommunalen Selbſtver⸗ 
verwaltung“ wurden ſchon durch die Katjerlide Ver⸗ 
ordnung vom 3. Juli 189939) gemacht. In dieſer wurde 
der Reichskanzler ermächtigt, Wohnplätze in den Schutzgebieten 
zu kommunalen Verbänden zu vereinigen, die juriſtiſche Per⸗ 
ſönlichkeit haben ſollten. Auf Grund dieſer Ermächtigung er⸗ 
ging die Verordnung des Reichskanzlers betr. die Schaffung 
kommunaler Verbände in Deutſch-Oſtafrika vom 
29. März 1901. Hiernach wurden die Wohnplätze der Bezirks⸗ 
ämter zu je einem kommunalen Verbande vereinigt, aus deſſen 
Bevölkerung der Gouverneur oder deſſen Stellvertreter einige 
Mitglieder — auch einen Schwarzen — zu einem Bezirksrat 
beruft. Dieſer Bezirksrat hat zwar gewiſſe Merkmale eines 
Selbſtverwaltungsorgans, jedoch fehlt ihm das für ein Selbſt⸗ 
verwaltungsorgan wichtigſte Recht der maßgeblichen Beſchluß⸗ 
faſſung. Von einer Selbſtverwaltung kann deswegen bei ihm 


38) Ad. Wagner, Finanzwiſſenſchaft I, S. 9. 
389) RGBl. S. 366/67. 


„ 38 cr 


keine Rede ſein. Da ſich dieſe mit nur geringen Rechten aus⸗ 
geſtatteten Körperſchaften als nur wenig lebensfähig erwieſen, 
wurden ſie beſeitigt und neue Verbände geſchaffen, deren natür⸗ 
liche Grundlage die Anſiedlung iſt (Verordnung vom 31. März 
1909) 4). Sie wurden neu organiſiert durch die „Deutſch— 
oſtafrikaniſche Städteordnung“. Vor dieſer Städteordnung er- 
ging noch die Selbſtverwaltungsordnung von Südweſtafrika, 
auf die zunächſt einzugehen iſt. 


3. Kommunale Selbſt verwaltung 
) 

In Südweſtafrika wurde auf Grund der Kaiſerlichen 
Ermächtigung vom 3. Juli 1899 durch Verordnung des Reichs⸗ 
kanzlers vom 28. Januar 1909 41), abgeändert durch die Ver— 
ordnungen vom 14. Mai 1909 42) und 16. März 1910, eine 
„kommunale Selbſtverwaltung“ geſchaffen, für die der Gouver— 
neur die Ausführungsbeſtimmungen zu erlaſſen hat. 

Die füdweſtafrikaniſche Selbſtverwaltungsorganiſation glie- 
dert ſich in Gemeinde- und Bezirksverbände, die eine wirkliche 
Selbſtverwaltung ausüben, nicht bloß Anſätze zu einer ſolchen 
bilden. 


a) Gemeinden. 
| Gemeindebezirk. 
Eeés werden die Bewohner der Kolonie an den größeren 
Plätzen zu öffentlichen Körperſchaften, zu Gemeinden, ver⸗ 
einigt, die tatſächlich und rechtlich in der Lage ſind, im Rahmen 
der gegebenen Verhältniſſe ihre Angelegenheiten ſelbſt zu ver— 
walten. Die natürliche Grundlage der Entſtehung einer Ge⸗ 
meinde iſt das Vorhandenſein einer bedeutenderen Anzahl von 


500 Köbner⸗Gerſtmeyer, DG. XIII, S. 716. 
41) Gerſtmeyer⸗Köbner, DG. XIII, S. en KBl., S. 41. 
42) Ebendaſelbſt, S. 148. 
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Wohnplätzen, welche wirtſchaftlich und geographiſch zuſammen 
eine gewiſſe Einheit bilden. Der Gemeindebezirk wird durch 
den Gouverneur abgegrenzt. Anderungen der Grenzen ſind nur 
nach Anhörung des beteiligten Gemeindeverbandes mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichskanzlers vom Gouverneur nn und 
öffentlich bekannt zu machen (§ 2 Abſ. 2 und § 3 d. V. vom 
28. Januar 1909). Eine Scheidung in Stadt- und Land⸗ 
gemeinde, wie bei uns in der Heimat, fand nicht ſtatt. 


Gemeindeangehörige. 


Die Gemeinde bildet ferner eine Perſonengeſamt⸗ 


heit. Gemeindeangehörige find alle Perſonen mit Ausnahme 
des Gouverneurs, die innerhalb des Gemeindebezirks einen 
ſtändigen Wohnſitz haben, ohne Rückſicht auf Staatsangehörig⸗ 


keit und Hautfarbe. Indeſſen werden die drei Kategorien der 


deutſchen Weißen, der nichtdeutſchen Weißen und der Schwarzen 
verſchieden behandelt. Das Schwergewicht liegt bei der deut⸗ 
ſchen Bevölkerung, ſie iſt Trägerin des aktiven und des paſſiven 
Wahlrechts“). Die Gemeinde kann aber das Wahlrecht auch 
an nichtdeutſche Weiße verleihen. Die Schwarzen hat man 
nicht, wie es in Oſtafrika bei den Stadtgemeinden geſchah, un⸗ 
mittelbar an der Gemeindeverwaltung teilnehmen laſſen, die 
Rechte der Eingeborenen werden vielmehr durch ſogenannte 
Eingeborenenkommiſſare vertreten, die als ihre behördlichen 
Vormünder gedacht ſind. 


Die Gemeindeangehörigen ſind Träger von Rechten 


und Pflichten. Die Gemeindeangehörigen ſind zur Mit⸗ 


43) Edler v. Hoffmann, ©. 64, bezeichnet die im Vollbeſitz der 
kommunalen Rechte ſtehenden Gemeindeangehörigen als Gemeinde⸗ 
bürger. So ähnlich nun auch die Rechtsſtellung dieſer Gemeinde⸗ 
angehörigen der Bürgerſtellung in unſern Stadtgemeinden iſt, ſo kann 
doch von einer Bürgergemeinde in D.⸗Südweſtafrika nicht die Rede 
ſein, da ja auch die Reichskanzlerverordnung v. 28. 1. 09 dieſe Bezeich⸗ 
nung den wahlberechtigten Gemeindeangehörigen nicht beilegt, alſo dieſen 
Unterſchied nicht gemacht haben wollte. 
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benutzung der öffentlichen Gemeindeeinrichtungen und Ge— 
meindeanſtalten und zur Teilnahme an den Gemeindenutzungen 
nach Maßgabe der dafür beſtehenden Vorſchriften und Ge— 
pflogenheiten berechtigt. Über die Art und den Umfang der 
Teilnahme an den Nutzungen und über die Einführung einer 


angemeſſenen Nutzungsgebühr, können ortsgeſetzliche Beſtimmun⸗ 


gen getroffen werden. 


Allen Gemeindeangehörigen ſteht ferner nach der Vor⸗ 


ſchrift des § 69 der Verordnung ein öffentlich⸗rechtlicher An— 
ſpruch gegenüber der Gemeindevertretung auf Schutz und Wahr- 

nehmung der Gemeindeintereſſen zu. Im übrigen ſind die 

Gemeindeangehörigen zur Teilnahme an der Gemeindeverwal— 
tung gemäß den Vorſchriften der Verordnung berechtigt. 


Den Rechten der Gemeindeangehörigen ſtehen wiederum 


allgemeine Pflichten gegenüber. Dieſe ſind zu ſcheiden in 
1. perſönliche Dienſtleiſtungen, 2. in Abgaben an die Gemeinde. 


Zu perſönlichen Dienſtleiſtungen ſollen die Weißen nur im 


8 Notfalle herangezogen werden, da ſie eine Beſchränkung der 


perſönlichen Freiheit ſind. Die Schwarzen hingegen werden 
mit Rückſicht auf die beſonderen wirtſchaftlichen und kulturellen 


Verhältniſſe der Kolonie in weitem Maße unbedenklich heran— 
gezogen. | 


Die Gemeinde muß, um ihre Verpflichtungen erfüllen zu 


können, voll und ganz auf die materielle Leiſtungsfähigkeit der 
Gemeindeangehörigen zurückgreifen. Deswegen hat ſie das 
Recht, Abgaben von den Gemeindeangehörigen zu erheben. Die 


Abgabenpflicht der Gemeindeangehörigen tritt jedoch ſubſidiär 


ein, und zwar erſt für den Fall, daß die Erträge aus dem Ge⸗ 


meindevermögen, die eigenen Einnahmen der Gemeinden und 


die vom Gouvernement etwa überwieſenen Mittel, zur Beitrei- 


tung nicht ausreichen (8 74 d. V.). Im übrigen hat die Ge— 
meinde bei der Normierung des Steuerweſens uneingeſchränkte 
Freiheit und weitgehende Entwicklungsmöglichkeiten erhalten. 


Die Gemeinden ſind berechtigt, die Grundſätze über die Art und 
Höhe der Abgaben und über die Form und Friſt ihrer Erhebung 
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ortsgeſetzlich zu regeln (8 75 d. V.). Die Autonomie der Ge— 
meinden geht hierbei alſo ſehr weit. Eine Gefahr für mißbräuch⸗ 
liche Anwendung iſt nicht vorhanden, da die Aufſichtsbehörde 
in dem Genehmigungsrecht der Ortsgeſetze ein Korrektiv in der 
Hand hat. 

Der Gouverneur iſt von der Pflicht zur Leiſtung von per⸗ 
ſönlichen Dienſten wie von Abgaben befreit. 


Gemeindegewalt. 


Die Gemeindegewalt iſt organiſiert in einem Gemeinderat, 
einem Gemeindevorſteher oder Bürgermeiſter und in den Ge⸗ 
meindebeamten oder ⸗angeſtellten. 


Die Ausübung der Gemeindegewalt liegt primär beim 
Gemeinderat“), einer Körperſchaft, deren Bildung den Ge— 
meinden ſelbſt überlaſſen iſt, für die nur die Vorſchrift beſteht, 
daß er ſich aus dem Gemeindevorſteher und mindeſtens vier 
Mitgliedern zuſammenſetzen muß. 


Die Mitglieder gehen in Ermangelung eines ortsgeſetzlich 
feſtzulegenden Wahlverfahrens aus Wahlen der Gemeinde⸗ 
angehörigen nach einem an das allgemeine, gleiche und direkte 
Wahlrecht angelehnten, aber keineswegs ſchlechthin entſprechen⸗ 
den Wahlverfahren hervor. Und zwar iſt ein kombiniertes 
Wahlverfahren eingeführt worden, derartig, daß die Hälfte der 
Gemeinderatsmitglieder aus allgemeinen, gleichen und direkten 
Wahlen und die andere aus berufsſtändiſchen Wahlen hervor⸗ 
geht. Wahlberechtigt iſt jeder über 25 Jahre alte, nicht zur 
Schutztruppe als aktive Perſon des Soldatenſtandes !“) gehörige 
deutſche Gemeindeangehörige männlichen Geſchlechts, der wirt⸗ 


44) Nicht ſteht dieſem wie bei uns z. B. dem Magiſtrat eine zweite 
Körperſchaft, wie die Stadtverordnetenverſammlung kontrollierend zur 
Seite. 

45) Vgl. Art. IJ d. V. vom 28. 3. 1912, Kol. Bl. § 291. 
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ſchaftlich ſelbſtändig iſt und 2 Jahre lang é) ſeinen Wohnfig im 
Gemeindebezirk hat“). Zeitweiſe von der Berechtigung zum 
Wählen ausgeſchloſſen ſind die Gemeindeangehörigen, welche ſich 
in Konkurs, in Straf- oder Unterſuchungshaft oder Polizei— 
aufſicht befinden; ferner diejenigen, denen die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberkannt ſind, die mit ihren Gemeindeleiſtungen 
länger als drei Monate im Rückſtand ſind oder aus öffentlichen 
Mitteln Unterſtützung empfangen. Die Gemeindeangehörigen, 
die mit einer Eingeborenen verheiratet ſind oder mit einer 
ſolchen im Konkubinat leben, entbehren ebenfalls des Wahl⸗ 
rechts!“). i 

Der Beſitz des aktiven Wahlrechts iſt Vorausſetzung 5 die 
Wählbarkeit zum Gemeinderat. 


Was die Zuſtändigkeit des Gemeinderats ba e 
ſo iſt der Gemeinderat beſchließende Körperſchaft für alle An⸗ 
gelegenheiten der Gemeindeverwaltung, ſoweit dieſe nicht dem 
Gemeindevorſteher übertragen ſind. Die Zuſtändigkeit erſtreckt 
ſich auf die Gemeindeverwaltung und Ortsgeſetzgebung in dem 
zugewieſenen Umfang. Es werden die einzelnen der Gemeinde— 
verwaltung übertragenen Aufgaben beſonders aufgeführt, im 
Gegenſatz zu unſeren heimiſchen Verhältniſſen, wo ſich die Auf⸗ 
gaben der Gemeinden, wie oben erwähnt, aus der hiſtoriſchen 
und wirtſchaftlichen Entwicklung und aus den örtlichen Verhält- 
niſſen und Bedürfniſſen ergeben. Zwei Aufgaben, die einen 
weſentlichen Beſtandteil der heimiſchen Gemeindeverwaltung 
bilden, ſind nur in ſehr beſchränktem Umfange den Gemeinden 
Südweſtafrikas überwieſen, nämlich Schule und Polizei, deren 
Entwicklung und Förderung der Staat noch nicht aus der Hand 
gegeben hat. 


46) Früher 1 Jahr. Geändert durch V. vom 14. 5. 1909, Kol. G. 
8 Fe 
0 § 16 Abſ. 1. 
17 d. V. Durch V. vom 28. 3. 1912 wurde eine Erleichte⸗ 
rung 25 dem letzteren Verbot gewährt. 


— 44 — 


Der Gemein devorſteher oder Burger 
meiſter, der Ehren- oder Berufsbeamter ſein kann, wird 
vom Gemeinderat gewählt. Er hat auf die Durchführung und 
Befolgung der Geſetze zu achten und ſie, auszuführen. Er ver⸗ 
tritt die Gemeinde und leitet und beaufſichtigt die ganze Ge— 
meindeverwaltung. 

Das Bedürfnis nach angeſtellten Be wird 
in den Gemeinden nur gering ſein. In den meiſten Fällen wird 
der Gemeindevorſteher die Geſchäfte allein bewältigen können. 
Nur an den größeren Plätzen, wie Windhuk, iſt ein Arbeits⸗ 
inſpektor zu Hilfe genommen worden. 

Die Aufſicht übt der Gouverneur oder das von ihm 
beauftragte Bezirks- oder Diſtriktsamt aus. 


b) Bezirksverbände. 


Über der Gemeinde als Kommunalverband höherer Ord— 
nung erhebt ſich der Bezirksverband, der ſich an die ſtaatliche 
Organiſation der Bezirke anlehnt. Zu ihm gehören außer den 
ihm untergeordneten Gemeinden noch die außerhalb der größe⸗ 
ren Anſiedlungsplätze anſäſſigen Anſiedler, die unmittelbar dem 
Bezirksverbande einverleibt ſind. 5 | 

Organe des Bezirksverbandes find der Bezirksamtmann 
oder Diſtriktschef, der Bezirksrat und die Bezirksratsmitglieder. 

Der Bezirksamtmann oder Diſtriktschef 
ſteht an der Spitze des Bezirks und hat eine ähnliche Stellung 
m ein preußiſcher Landrat; er iſt Staatsbeamter und zugleich 

Organ der kommunalen Selbſtverwaltung. Als ſolcher führt er 
die laufenden Geſchäfte des i vertritt ihn und 
führt den Vorſitz im Bezirksrat. 

Der Bezirksrat ſteht dem erkennen als ein nach dem 
bei den Gemeinden geltenden Wahlmodus gewähltes Vertre⸗ 
tungsorgan der Bevölkerung, das aus mindeſtens 4 Mitgliedern 
beſtehen muß, zur Seite. Die Mitglieder werden von den An⸗ 
gehörigen des Bezirksverbandes gewählt, und zwar entſprechend 
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der Zuſammenſetzung des Bezirksverbandes zum Teil von den 
Gemeinden, zum Teil von den außerhalb der Gemeinden an— 
ſäſſigen Bezirksangehörigen. Die Wahl der Vertreter der Ge— 


meinden geſchieht durch den Gemeinderat, die der übrigen Ver⸗ 


treter unmittelbar durch die außerhalb der Gemeinden anſäſſigen 


Bezirksangehörigen. 


Die Zuſtändigkeit des Bezirksrates erſtreckt ſich auf 


die Ausübung aller ihm zugewieſenen Verwaltungsgeſchäfte. 


Solche Angelegenheiten find: Bau und Unterhaltung öffent⸗ 
licher Wege, Plätze, Waſſerläufe und Brücken innerhalb des Be- 
zirkes, ſoweit dieſe Anlagen nicht Gemeindeſache ſind, Einrich— 
tung und Unterhaltung öffentlicher Waſſerverſorgungsanlagen 
in demſelben Umfange und die Pflege und Förderung einzelner, 
geſetzlich benannter Gebiete der öffentlichen Wohlfahrt des Be— 
zirks. Der Bezirksrat übt bei der Ausübung aller dieſer Ver— 


waltungsgeſchäfte eine beſchließende Tätigkeit. 


Neben dieſer beſchließenden Tätigkeit übt der Bezirksrat 
auch eine nur beratende Tätigkeit; er iſt vom Bezirksamtmann 
bei allen allgemeinen, das Intereſſe des Bezirkes betreffenden 
grundlegenden Maßnahmen, ſoweit nicht Gefahr im Verzuge iſt, 


und bei der Anſtellung des Bezirkshaushaltsplanes hinzu— 


zuziehen. 

Außerdem iſt von nicht zu unterſchätzender Bedeutung, daß 
die Mitglieder des Bezirksrates als Einzelperſonen mit der Er— 
ledigung auch von anderen Verwaltungsgeſchäften, als denen, 
die dem Bezirksverbande übertragen ſind, unmittelbar betraut 
werden und in dieſer die ſtaatliche Bezirksverwaltung bei der 


Löſung ihrer Aufgaben zu unterſtützen haben. 


Die Aufſicht über die Bezirksverbände führt der Gou— 


verneur, ebenſo wie bei den Gemeinden. 


Eine ganz beſondere Bedeutung erhält der Bezirksrat für 
die geſamte Landesverwaltung der Kolonie dadurch, daß er der 
beper für den Landesrat iſt. 


EN 


4. Deutſch-oſtafrikaniſche Stadtgemeinden. 


Nachdem in Deutſch-Oſtafrika die mit nur geringen Rechten 
ausgeſtatteten Bezirkskörperſchaften beſeitigt waren, wurden 
neue Verbände 1909 geſchaffen, die durch die deutſch-oſtafrika⸗ 
niſche Städteordnung vom 18. Juli 1910 neu organiſiert 
wurden. Für dieſe gelten ähnliche Beſtimmungen wie für die 
ſüdweſtafrikaniſchen Gemeinden, hauptſächlich hinſichtlich der 
Grenzen und der Gemeindeangehörigkeit. Bemerkenswert iſt 
jedoch, daß hier die Ehe und das Konkubinat mit Eingeborenen 
nicht das Ruhen des Wahlrechtes zur Folge hat, und daß wahl⸗ 
berechtigt auch die Erwerbsgeſellſchaften deutſchen Rechtes ſind. 


Die Gemeindegewalt iſt organiſiert im ſtädtiſchen 
Rat, in dem Vorſitzenden und in den Beamten. 


Der ſtädtiſche Rat beſteht aus dem Vorſitzenden und 
4 Mitgliedern. Von dieſen wird je einer von den Häuſerſteuer 
zahlenden Hausbeſitzern, den Abgaben zahlenden Gewerbe⸗ 
treibenden und von den übrigen Wählern auf 2 Jahre gewählt. 
Die Wählbarkeit iſt mit geringen Abweichungen ebenſo wie in 
Südweſtafrika geſtaltet. Das 4. Mitglied ernennt der Gouver⸗ 
neur. Dieſes muß ſich der nicht wahlberechtigten Gemeinde⸗ 
angehörigen, insbeſondere der Farbigen, bei ſeiner Tätigkeit an⸗ 
nehmen. N 


Vorſitzender der Gemeindeverwaltung iſt der Vor⸗ 
ſteher des Bezirksamtes. Er iſt Staatsbeamter und zugleich 
Organ der kommunalen Selbſtverwaltung, hat alſo ebenſo wie 
der Vorſitzende der Bezirksverbände in Südweſt-Afrika eine ähn⸗ 
liche Stellung, wie ein preußiſcher Landrat. Es beſteht alſo in 
den Gemeinden Deutſch-Oſtafrikas, alſo in den unterſten Ver⸗ 
waltungsbezirken, Vereinigung von Staats⸗ und Kommunalamt. 
Er iſt Vorgeſetzter der Beamten, hat Vorbereitung und Aus⸗ 
führung der Beſchlüſſe des Rates und dieſe auch wegen Geſetz⸗ 
widrigkeit und Schädlichkeit zu beanſtanden. Die Gemeinde hat 
das Recht, Ortsgeſetze in allen den Dingen, die zu ihrer Zu⸗ 
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ſtändigkeit gehören, ſowie Gebühren! und Steuerordnungen er⸗ 
laſſen. Dieſe bedürfen der Genehmigung des Gouverneurs. 

Die Zuſtändigkeit der Gemeinde erſtreckt ſich auf die 
Ausübung aller ihr zugewieſenen Verwaltungsgeſchäfte. 

8 Es iſt dies hier ebenſo geregelt, wie in den Gemeinden Süd⸗ 
Weſtafrikas, nur mit dem Unterſchiede, daß den Gemeinden 
Deutſch⸗Oſtafrikas aus dem Kreiſe der Zuſtändigkeit die Auf⸗ 
gaben erſt beſonders vom Gouverneur zugewieſen werden. 

Die Aufſicht über die Gemeinden otoie das Recht der 
Genehmigung übt der Gouverneur. 


Lebenslauf. 


Ich, Johannes Friedrich Emil Grim mert, bin am 18. November 
1886 als Sohn des Architekten Emil Grimmert in Eberswalde geboren. 
Ich abſolvierte meine Schulzeit in Eberswalde auf dem Wilhelmsgym⸗ 
naſium, an dem ich im Herbſt 1906 die Reifeprüfung beſtand. Ich 
ſtudierte dann in München, Göttingen, Kiel, Berlin und Greifswald 
Jura und Nationalökonomie und am Seminar für orientaliſche Sprachen 
in Berlin die Suaheli-Sprache und Afrikawiſſenſchaften. In Greifs⸗ 
wald unterzog ich mich im Juni 1914 dem juriſtiſchen Doktorexamen. 
Seit Anfang des Krieges befinde ich mich bei dem Jäger-Regiment zu 
Pferde Nr. 9. 


